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Unveränderte Vervielfältigung für nicht-kommerzielle 
Zwecke wird in der Regel erlaubt, wenn Sie Bündnis C und 
die Bezeichnung „Wirtschaft, Außenpolitik und Migration“ 
als Quelle nennen und uns über eine Veröffentlichung 
vorab informieren, die jeweiligen Nutzungsrechte korrekt 
behandeln und uns nachträglich einen Publikationsbeleg 
zusenden.
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Einführung

Der Zustrom von Asylbewerbern nach 
Europa und Deutschland ist das aktu-
ell drängendste Thema in unserer Ge-
sellschaft und bei den anstehenden 
Wahlen zum Europäischen Parlament. 
Was wir in dieser Debatte in der Re-
gel vermissen, ist ein klarer Blick auf 
Zahlen, Ursachen und Konsequenzen. 
Meistens bleibt die Debatte zwischen 
links und rechts, zwischen offenen 
oder geschlossenen Grenzen stecken. 
Die Frage, die meist nicht gestellt 
wird, ist: „Wer kommt genau hierher 
und warum und was können wir da-
gegen für die Menschen tun?“ 

In dieser Broschüre finden Sie die Zah-
len der größten Gruppen von Asylbe-
werbern seit 2014 und die Gründe, 
warum sie zu uns gekommen sind. 
Wir erklären, was unsere Regierungen 
und die EU versäumt und verweigert 
haben, um einen Großteil des Elends 
zu verhindern, das die Menschen aus 
ihrer Heimat in die Flucht geschlagen 
hat. Sie lesen auch, wie unsere Au-
ßenpolitik Regime beschwichtigt und 
sogar unterstützt, die diese riesigen 
Flüchtlingsströme in die Welt treiben, 
und warum die Rhetorik und Politik 
der im Bundestag vertretenen Partei-
en gegenüber diesen Regimen nicht 
funktioniert. 

Unsere Antwort sind Vorschläge zur 
Bewältigung der Situation ausgehend 
von diesen Fakten. Wir glauben, dass 

es möglich ist, die Zahl der Menschen, 
die als Flüchtlinge nach Deutschland 
und Europa kommen, zu reduzieren. 
Und zwar durch eine andere Außen-
politik, die sich an der gleichen Würde 
und den gleichen Interessen der Men-
schen bei uns und außerhalb Euro-
pas orientiert. Die Interessen unserer 
Steuerzahler und die Menschenrechte 
und Grundfreiheiten der Menschen 
außerhalb Europas sind keine Gegen-
sätze, sondern erfordern gleicherma-
ßen eine konsequente Wirtschafts- 
und Außenpolitik. Außerdem zeigen 
wir, wie wir unter diesen Vorausset-
zungen auch die Integration derjeni-
gen verbessern können, die bereits in 
Deutschland angekommen sind. Am 
Ende finden Sie eine Reihe von kon-
kreten Vorschlägen zu den beiden 
Regimen im Iran und der Türkei, die 
die Hauptverursacher von Flucht und 
Migration aus dem Nahen Osten sind. 

Als christliche Partei sind wir über-
zeugt, dass es keinen Unterschied 
in der Würde der Menschen gibt 
zwischen denen, die schon immer 
in Deutschland gelebt haben, und 
denen, die jetzt nach Deutschland 
kommen. Wir glauben daher, dass 
eine Außen- und Wirtschaftspolitik, 
die diese Grundsätze respektiert, allen 
Beteiligten zu einem besseren Leben 
verhilft – in den Herkunftsländern und 
hier in Europa.
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Die Ausgangssituation 

Wir befinden uns inmitten enormer 
Veränderungen in unserer Gesell-
schaft, zu einem großen Teil aufgrund 
von Menschen, die nach Deutsch-
land und Europa einwandern oder als 
Flüchtlinge zu uns kommen.

Es gibt verschiedene Kategorien von 
Migranten und Asylbewerbern. Viele 
kommen aus anderen EU-Mitglied-
staaten, verdienen hier ihr Geld und 
tragen zu unserer Wirtschaft und Ge-
sellschaft bei. Wir als Deutsche haben 
das gleiche Recht, in ihre Länder zu 
ziehen und dort zu arbeiten. Die deut-
sche Wirtschaft wäre schnell am Ende, 
wenn wir nicht Teil der EU wären: wir 
brauchen die EU und die EU braucht 

uns. Wir stellen weder die EU noch die 
Mitgliedschaft Deutschlands in der EU 
in Frage. Wir stellen jedoch EU-Poli-
tiken in Frage, die dem Wohlergehen 
unserer Bürger nicht ausreichend die-
nen. Einer dieser Politikbereiche, der 
grundlegend geändert werden muss, 
ist die Außen- und Einwanderungs-
politik. Wir erläutern die Gründe und 
Fakten, die zu den dadurch verursach-
ten Spannungen in unserer Gesell-
schaft führen.

Wir fokussieren dabei auf die Form 
der Migration, die in Deutschland 
die meisten Spannungen verursacht, 
und das sind Asylbewerber und irre-
guläre Migranten von außerhalb der 
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EU. Dabei werden wir die Menschen 
aus der Ukraine nicht einbeziehen, da 
sie einen Sonderstatus haben, der mit 
dem Ende des Krieges in der Ukraine 
enden soll. Wir betrachten die lang-
fristige Entwicklung in Europa seit 
2014 und ihre Auswirkungen, die in 
absehbarer Zukunft anhalten werden, 
wenn wir unsere Politik nicht ändern. 
Wir sehen uns dazu die Länder und 
Regionen an, aus denen die meisten 
Flüchtlinge und Migranten kommen. 

Die Kernaussage dieser Publikation 
ist, dass unsere eigene deutsche und 
EU-Außenpolitik ein wesentlicher 
Grund dafür war und ist, dass so viele 
Menschen ihre Heimatländer verlas-
sen. Wir sehen, dass diese Außenpoli-
tik sowohl für die Herkunftsländer als 
auch für die deutschen Steuerzahler 
verhängnisvoll ist. Unsere Außen-
politik wird dabei von einem falschen 
Verständnis wirtschaftlicher Interes-
sen geleitet. Sie definiert unsere Wirt-
schaftsinteressen als deckungsgleich 
mit den Interessen des Großkapitals, 
den Profiten der Aktionäre und den 
Boni der Vorstandsvorsitzenden. Kurz-
fristige Gewinne für große Unterneh-
men durch billige Importe und mehr 
Exporte kommen jedoch nicht unse-
ren Wirtschaftsinteressen im Sinne 
des Gemeinwohls gleich. Wir werden 
zeigen, dass diese Art des kurzfristi-
gen Denkens massive Kosten verur-
sacht und daher nicht im Interesse der 
deutschen Durchschnittsbürger ist. 

Um dies zu ändern, müssen wir den 
finanziellen Einfluss des Großkapitals 
auf unsere Politik zurückdrängen.

Der wichtigste Weg, um die Zahl der 
Asylbewerber und irregulären Mig-
ranten einzudämmen, ist die Ände-
rung unserer eigenen deutschen und 
europäischen Wirtschafts- und Au-
ßenpolitik. Der Wandel beginnt also 
hier in Deutschland und in der EU.

Als Bündnis C – Christen für Deutsch-
land wollen wir diesen Wandel 
unterstützen. Wir tun dies auf der 
Grundlage unseres relationalen Ver-
ständnisses der Menschenwürde. 
Sie ist das Fundament, auf dem die 
EU aufgebaut ist, wie es Artikel 1 
der EU-Grundrechtecharta sagt: „Die 
Würde des Menschen ist unantast-
bar. Sie muss geachtet und geschützt 
werden.“ Das gilt für alle Menschen 
gleichermaßen. Unser Ziel ist eine 
Wirtschafts- und Außenpolitik, die 
die Menschenwürde und die Grund-
freiheiten in und außerhalb Europas 
stärkt. Wenn Menschen nicht nach 
Deutschland und Europa fliehen oder 
migrieren müssen, werden wir weni-
ger Spannungen sowohl in den Her-
kunftsländern als auch in Deutschland 
haben. Wir sehen Deutsche und Im-
migranten nicht als Gegner. Sie leiden 
beide unter dem gleichen System, das 
einigen wenigen zugutekommt und 
alle anderen dafür zahlen lässt. Dieses 
System verletzt die Würde aller.  
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Ursachen und ihre Folgen

Ursachen von Migration und die Fol-
gen werden häufig nicht zusammen 
gesehen. Deshalb behandelt unsere 
Einwanderungspolitik die Symptome, 
aber nicht die Ursachen, die zu Migra-
tion und Flucht führen. Im Folgenden 
erläutern wir anhand der wichtigsten 
Herkunftsländer, wie unsere westli-
che Politik Migration und Flucht ver-
ursacht. 

Syrien
Von 2014 bis 2023 kamen laut Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF)1 811 813 Syrer nach Deutsch-
land. Das ist die mit Abstand größte 
Gruppe von Asylbewerbern, die in 
diesem Zeitraum ins Land kam.  

Der Bürgerkrieg in Syrien begann 
2011 als Aufstand gegen Präsident 
Assad. Da die Politik der EU, der EU-
Mitgliedstaaten und der USA im Blick 
auf Syrien bis 2015/2016 vollständig 
der türkischen Agenda folgte, gab es 
keine wirksame Strategie, die einen 
Großteil des Elends dieses Krieges und 
der Flüchtlingsströme hätte verhin-
dern können. Die Türkei unterstützte 
und unterstützt Extremisten wie Al-
Qaida in Syrien (bis heute) und IS (bis 
etwa 2018) 2. Der türkische Rückhalt 
für islamistische Gruppierungen hat 
den Krieg in Syrien verschärft und es 
verließen umso mehr Menschen das 
Land.  

Obwohl dies in den Außenministerien 
der EU-Mitgliedstaaten bekannt war, 
wurde nichts gegen die türkische Kol-
laboration mit terroristischen Grup-
pen unternommen. Schlimmer noch, 
erhielt und erhält die Türkei weiter-
hin Waffen und Unterstützung von 
Deutschland und der EU für ihre ag-
gressive Außenpolitik.

Die Mehrheit der Syrer ist vor der Ge-
walt des Assad-Regimes geflohen. 
Assad hält sich seit vielen Jahren mit 
der Unterstützung des Iran im Sattel. 
Russlands Unterstützung für Assad 
wäre bedeutungslos ohne die massi-
ven Milizen, die vom Korps der Islami-
schen Revolutionsgarden (IRGC) be-
zahlt und geleitet werden. Auf diese 
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Weise stellt der Iran Assad und Russ-
land „boots on the ground“ 3 zur Ver-
fügung. Das IRGC unterstützt auch die 
Hamas, die Hisbollah, die Houthi und 
Milizen im Irak.4 

Das iranische IRGC ist ein „Staat im 
Staat“. Dem Bericht einer mit der 
NATO verbündeten Denkfabrik sowie 
vielen anderen zufolge besitzt und 
kontrolliert das IRGC einen großen 
Teil der iranischen Wirtschaft.5 Das ist 
eine allgemein bekannte Tatsache, die 
auch von NATO-nahen Experten an-
erkannt wird und die von grundlegen-
der Bedeutung ist, um zu verstehen, 
wie unsere Außen- und Wirtschafts-
politik eine der Hauptursachen für die 
Flucht von Syrern in die EU und nach 
Deutschland mitfinanziert hat.  

Die deutsche Außenpolitik hat über 
viele Jahre starke wirtschaftliche Be-
ziehungen zum Iran gestützt. Gemein-
sam mit Wirtschaftslobbyisten hat die 
deutsche Politik parteiübergreifend 
alles darangesetzt, um zugunsten 
deutscher Investitionen die westli-
chen Wirtschaftssanktionen gegen 
den Iran zu beenden.6 Das Gleiche 
galt und gilt für alle EU-Mitgliedstaa-
ten.7 Milliarden aus Europa flossen in 
den Iran unter dem Deckmantel des 
Atomabkommens (JCPOA), das mit 
den sogenannten „Sunset-Klauseln“ 8 
von vornherein nicht darauf ange-
legt war, die nuklearen Aktivitäten 
des Iran zu verhindern. Der Fokus der 
wirtschaftlichen und politischen Eliten 
in Deutschland und Europa bestand 
(und besteht) darin, die Wirtschafts-
beziehungen zum Iran auszubauen.   

Dies setzte sich fort, während der Iran 
die Lage in Syrien und anderen Tei-
len des Nahen Ostens immer mehr 
verschärfte. Die iranischen IRGC-Mi-
lizen unterstützten den grausamen 
Krieg Assads gegen sein eigenes Volk. 
Und das Geld der europäischen Wirt-
schaftseliten, das in den Iran floss, trug 
maßgeblich dazu bei, dass Menschen 
aus Syrien nach Europa flüchteten. Auf 
diese Weise haben wir den Flüchtlings-
strom nach Deutschland mitfinanziert. 

Ungeachtet der Rhetorik einer „werte-
basierten Außenpolitik“ arbeitet auch 
unter der Ampel-Regierung die 
Deutsch-Iranische Industrie- und Han-
delskammer weiter an den Geschäfts-
beziehungen zwischen Deutsch land 
und dem Iran. 9 Nach wie vor fließt 
deutsches Geld an das IRGC, das den 
Menschen in Syrien anhaltenden 
Schaden zufügt und in der Folge mas-
sive Kosten für Migration in Europa 
verursacht. 

Unsere Außenpolitik folgt damit ei-
ner falschen Definition unserer Wirt-
schaftsinteressen. Es ist nicht im In-
teresse der Steuerzahler in Europa, 
für die massiven Kosten aufkommen 
zu müssen für Menschen, die wegen 
der Gewalt in ihrem eigenen Land 
nach Europa fliehen – Gewalt, die von 
der deutschen Wirtschaft und Politik 
aufgrund kurzfristiger Interessen ge-
stützt wird. 

Zusätzlich hat unsere Außenpolitik 
nicht nur die Aggression befördert, 
die Menschen in die Flucht nach Eu-
ropa und Deutschland trieb, sondern 
gleichzeitig versäumt, diejenigen zu 
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unterstützen, die die Alternative zu 
Totalitarismus und Extremismus in 
Syrien sind.

Als Assad 2013 seine Truppen aus 
dem Nordosten Syriens abzog, errich-
tete die Bevölkerung in der Region 
mit einer Koalition aus Arabern, Sy-
risch-Assyrern und Kurden ihre eigene 
Verwaltung und Selbstverteidigung 
auf säkularer Grundlage. An dieser 
Autonomen Verwaltung Nordostsy-
riens (AANES) und den Syrischen De-
mokratischen Streitkräften (SDF)10,11,12 
sind alle ethnischen Gruppen der Be-
völkerung beteiligt. 

Nicht nur diese multiethnische Regie-
rungsführung (nach Schweizer Vor-
bild) war und ist einzigartig in der 
Region, auch die Gleichstellung der 
Geschlechter und Religionsfreiheit 
wurden und werden garantiert, ein-
schließlich des Rechts, zu einer belie-
bigen Religion zu wechseln oder kei-
ner anzugehören.13,14 Die Region der 
AANES umfasst ein Drittel von Syrien. 

Die internationale Ko-
alition gegen den Isla-
mischen Staat (IS) hat 
in den SDF einen un-
verzichtbaren Verbün-
deten gefunden, um 
die Hauptstützpunkte 
des IS in Syrien zu zer-
schlagen und Stabilität 
in einem Drittel Syriens 
wiederherzuste l len . 
Dank AANES und der 
SDF sind Europa und 
die Welt sicherer ge-

worden, und es konnten noch größe-
re Migrationsströme verhindert wer-
den. 15 000 Männer und Frauen aus 
Nordostsyrien sind im Kampf gegen 
den IS gefallen, viele weitere werden 
lebenslang behindert sein. Zehntau-
sende Kinder haben eine Mutter oder 
einen Vater verloren. Dies war ihr Op-
fer für ihre und unsere Sicherheit. Die 
SDF bewachen immer noch 12 000 
gefangene IS-Terroristen und 55 000 
ihrer Familienmitglieder.15 

Man sollte meinen, dass dieses Syri-
en unsere Unterstützung wert ist, da 
es unsere eigenen Grundwerte und 
unser Verständnis von Freiheit und 
Gleichheit verwirklicht und damit eine 
Alternative zum Totalitarismus und 
Extremismus, der so viele Menschen 
zur Flucht veranlasst hat. Unsere Au-
ßenpolitik hat sich jedoch verweigert, 
diesen tapferen Menschen in Nord-
ostsyrien zu helfen. 

Die deutsche und europäische Außen-
politik dient sich stattdessen weiterhin 
dem türkischen Präsidenten Erdogan 
an. Sie schwieg zu seinen Invasionen 
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2018 in Afrin, das türki-
sche Truppen besetzten 
und die einheimische 
Bevölkerung vertrieben, 
2019 in Nordsyrien und 
zu seinen anhaltenden 
Bombardierungen von 
Zivilisten in AANES. Das 
Risiko ist real und hoch, 
dass die SDF, wenn die 
türkische Aggression 
gegen ihr Gebiet wei-
tergeht, nicht in der 
Lage sein werden, die 
12 000 IS-Terroristen weiter zu be-
wachen. Indem die deutsche Regie-
rung und andere NATO-Staaten nicht 
gegen die islamistische türkische 
Aggression einschreiten, setzt unse-
re Außenpolitik unsere Sicherheit in 
Europa aufs Spiel. Denn was passiert 
in Deutschland, wenn 12 000 IS-Terro-
risten freikommen?  

Wenn AANES fällt, würden erneut Mil-
lionen Menschen aus Syrien fliehen, 
mit den nunmehr bekannten Auswir-
kungen in Deutschland. Bereits 2023 
stieg die Zahl der syrischen Flüchtlin-
ge nach Deutschland wieder an. War-
um schreiten die deutsche Regierung 
und die EU nicht ein, wenn die Türkei 
weitere Millionen Menschen aus ihrer 
Heimat vertreibt?

Mit Bündnis C stellen wir uns an die 
Seite der Menschen in Nordostsyrien. 
Wir haben gegen die türkischen In-
vasionen von 2018 und 2019 protes-
tiert und werden es weiter tun und 
die Regierungsparteien wegen ihres 
Schweigens zu den völkerrechtswidri-
gen türkischen Angriffen auf Nordost-

syrien herausfordern. Wenn wir keine 
neue Welle von Menschen wollen, die 
um ihr Leben fliehen, und keinen Ter-
rorismus in Europa, muss die verfehlte 
Politik der Beschwichtigung und der 
Unterstützung der totalitären und ex-
tremistischen Regime der Türkei und 
des Iran aufhören. 

Türkei
Gleichzeitig ist die Türkei eine neue 
Herkunftsregion von Asylbewerbern 
in Europa geworden. In den Jahren 
2022 und 2023 ist die Zahl der Asyl-
bewerber aus der Türkei drastisch 
gestiegen. Seit 2017 haben 121 108 
Menschen aus der Türkei in Deutsch-
land einen Asylantrag gestellt. Damit 
liegt die Türkei an dritter Stelle der 
Herkunftsländer von Asylsuchenden 
in Deutschland. 2023 lagen Asylsu-
chende aus der Türkei mit 55 354 An-
trägen sogar an zweiter Stelle.

Die Türkei ist unter Erdogan ein to-
talitärer Staat geworden. Eine Fülle 
von Berichten belegen, dass es keine 
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Presse- oder Meinungsfreiheit gibt 
und dass die Kurden (die 20 % der Be-
völkerung ausmachen) schwer unter-
drückt werden.16,17,18,19,20 Vor diesem 
Hintergrund ist es nicht verwunder-
lich, dass Menschen aus der Türkei 
fliehen, insbesondere Kurden.21

Im Falle der Türkei wiederholt sich 
nicht nur das Muster der Beschwichti-
gung und Unterstützung von repres-
siven Regimen durch unsere Außen-
politik, sondern die Unterdrückung 
wird sogar in Deutschland ausgeübt. 
Kurdische Organisationen werden 
von der Justiz systematisch ins Visier 
genommen, während Regierungsins-
titutionen mit türkischen Extremisten 
kooperieren.22,23,24,25 Dieses Muster 
zieht sich durch alle Regierungen der 
letzten Jahrzehnte, egal, ob die CDU 
oder die Ampel regiert.26 Wir verwei-
sen hier nur auf einige von vielen Be-
richten dazu. 

Deutschland fügt damit seiner kontra-
produktiven Außenpolitik eine weite-
re Ebene hinzu, indem es Verfolgung 
und Extremismus, die zu Flucht nach 
Europa führen, selbst betreibt. Dieser 
Extremismus ist nicht nur eine Haupt-
ursache für Zuwanderung, sondern 
eine große Blockade für Integration. 

Afghanistan
Auch der Fall Afghanistan macht 
deutlich, dass das Versagen unse-
rer Regierungen, sich gegen extre-
mistische und totalitäre Regime zu 
stellen, eine der Hauptursachen für 
Flucht nach Europa und Deutschland 

ist. Zwischen 2014 und 2023 haben 
unsere Behörden 321 103 Asylbewer-
ber aus Afghanistan registriert.27 Dies 
ist die zweitgrößte Gruppe von Men-
schen, die in diesem Zeitraum nach 
Deutschland kam. 

Wir werden hier nicht alle Fehler der 
westlichen Politik in Afghanistan auf-
rollen. Es ist inzwischen klar, dass 
unsere Einmischung unklug war und 
nicht so tief hätte in die Gesellschafts-
strukturen eingreifen dürfen, da wir 
die Situation vor Ort nicht ausrei-
chend verstanden haben. 

Was wir aber einfach hätten beenden 
können, war die Unterstützung der 
Taliban durch Pakistan über 20 Jahre. 
Die internationale Journalistin Sarah 
Chayes, die 20 Jahre lang in Afghanis-
tan tätig war, schrieb im Jahr 2021:

„Sie haben vielleicht gehört, dass die 
Taliban in den frühen 1990er Jahren 
in Kandahar entstanden sind. Das ist 
falsch. Ich habe im Laufe der Jahre 
Dutzende von Gesprächen und Inter-
views geführt, sowohl mit Akteuren 
des Dramas als auch mit einfachen 
Menschen, die die Ereignisse in Kan-
dahar und in Quetta, Pakistan, beob-
achtet haben. Sie alle sagten, dass die 
Taliban zuerst in Pakistan auftauchten. 

Die Taliban waren ein strategisches 
Projekt des pakistanischen Militärge-
heimdienstes ISI. […] Seit 2002 hatte 
der ISI die Taliban neu konfiguriert: Er 
half ihnen bei der Umgruppierung, bil-
dete Einheiten aus und rüstete sie aus, 
entwickelte eine militärische Strategie 
und rettete Schlüsselakteure, wenn 
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US-Personal sie identifizierte und ins 
Visier nahm. Aus diesem Grund wurde 
die pakistanische Regierung nicht vor 
der Bin-Laden-Razzia gewarnt. US-
Beamte befürchteten, der ISI würde 
ihn warnen. 2011 sagte mein Vorge-
setzter, der scheidende Vorsitzende 
der Generalstabschefs, Admiral Mike 
Mullen, vor dem Streitkräfteausschuss 
des Senats aus, dass die Taliban ein 
‚virtueller Arm des ISI‘ seien. […]

Nehmen wir wirklich an, dass die Ta-
liban, eine zusammengewürfelte, un-
zusammenhängende Miliz, die sich 
in den Bergen versteckt, wie uns so 
lange erzählt wurde, in der Lage war, 
einen so ausgeklügelten Kampagnen-
plan ohne internationale Unterstüt-
zung durchzuführen? Woher stammte 
dieser Plan wohl? Wer gab die Befeh-
le? Woher kamen all diese Männer, all 
das Material, die endlosen Geldmen-
gen, mit denen die lokalen afghani-
schen Armee- und Polizeikomman-
deure gekauft wurden? […]

In denselben Jahren lieferte das pakis-
tanische Militär übrigens auch Nukle-

artechnologie an den Iran und Nord-
korea. Aber zwei Jahrzehnte lang, 
während all dieser Vorgänge, bestan-
den die Vereinigten Staaten darauf, 
Pakistan als Verbündeten zu betrach-
ten. Das tun wir immer noch.“ 28

Chayes fasst treffend zusammen, 
worauf auch viele andere hinwiesen: 
Pakistan koordinierte die Taliban in 
all den Jahren, in denen der Westen 
dort präsent war. Es kann kaum un-
terschätzt werden, wie viel das die 
Menschen in Afghanistan und uns ge-
kostet hat. Die Gesamtkosten für den 
deutschen Einsatz in Afghanistan be-
trugen über 20 Jahre hinweg 17,3 Mil-
liarden Euro.29 Der größte Teil entfiel 
auf den Militäreinsatz. 

Gleichzeitig unternahm unsere Re-
gierung nichts, um Pakistans Unter-
stützung für die Taliban zu stoppen. 
Stattdessen unterstützte sie die EU 
bei einem Handelsabkommen mit 
Pakistan.30 Auch die EU sieht Pakis-
tan als ‚Verbündeten‘. Die Kosten der 
EU-Mitgliedstaaten für den Einsatz 
in Afghanistan dürften sich über 20 

Jahre auf fast 50 Mil-
liarden Euro belaufen. 
Dagegen war Pakistan 
im Jahr 2020 mit einem 
Anteil von 0,3 % nur der 
42. größte Handels-
partner der EU. Über 
die Jahre hinweg ist die 
Handelsbilanz sogar 
negativ, da wir mehr 
aus Pakistan importie-
ren, als Pakistan von der 
EU kauft. Das bedeutet, 
dass wir Milliarden in 
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Afghanistan ausgegeben haben, wäh-
rend Pakistan die Taliban unterstütz-
te, und Deutschland in der Folge über 
320 000 Menschen aus Afghanistan 
Zuflucht gewähren musste.   

Es ist das gleiche Versagen wie ge-
genüber der Türkei und dem Iran. Un-
sere Außenpolitik beschwichtigt und 
unterstützt extremistische totalitäre 
Regime, in einer Weise zu agieren, 
die sowohl ihren Opfern als auch den 
Menschen hier schadet. Die damit 
verursachten realen Kosten überwie-
gen massiv jeden finanziellen Nutzen.

Deutschland und die EU hätten Druck 
auf Pakistan ausüben können. Sie hät-
ten den Handel Pakistans mit der EU 
unterbinden können. Sie hätte Kasch-
mir offiziell und formell als integralen 
Bestandteil Indiens anerkennen kön-
nen. Deutschland hätte die Unterdrü-
ckung der Belutschen und anderer 
ethnischer Minderheiten in Pakistan 
anerkennen können. Und Deutsch-
land und die EU hätten eine „Zwei-
staatenlösung“ für Belutschistan (das 
Pakistan 1948 besetzt hat) fordern 
können. 

Wahrscheinlich hätte Pakistan früh-
zeitig eingelenkt, da es keine Stra-
tegien im Umgang mit ernsthaftem 
Druck der EU und Deutschlands hat, 
weil es diesen normalerweise nicht 
gibt. Dass wir keinen solchen Druck 
ausüben, um Länder zu stoppen, die 
den Menschen dort und (letztlich) 
uns hier schaden, ist das eigentliche 
Problem. Und dass wir diese Außen-
politik grundlegend ändern sollten, 
ist die eigentliche Lehre, die Deutsch-

land und die EU aus dem Debakel in 
Afghanistan ziehen sollten. Unsere 
Regierung und die EU müssen lernen, 
echten Druck auf Länder auszuüben, 
wenn dies notwendig und möglich ist. 

Dies ist kein Vorschlag, um gegen 
jede Diktatur der Welt vorzugehen. 
Es ist ein Vorschlag für unsere Außen-
politik, wenn das Endergebnis des 
Agierens von Diktaturen mit Vertrie-
benen in Europa landet. Wir können 
nicht alles Böse in der Welt aufhalten. 
Aber wir können die Dinge nicht noch 
schlimmer machen, das Gute unter-
stützen, wo es möglich ist, und feind-
liche Akteure unter Druck setzen. Das 
reduziert Migration nicht auf Null, 
aber mit Sicherheit deutlich.

Afrika 
Ein maßgeblicher Fokus der deut-
schen und europäischen Politik sind 
kurzfristige wirtschaftliche Gewinne 
für Unternehmen. Dies wurde bereits 
erwähnt, ist aber an dieser Stelle der 
hauptsächliche Motor für die geschei-
terte EU-Politik in Afrika.

Afrika weist als Kontinent eine sehr rei-
che Vielfalt an Nationen und Kulturen 
auf. Im Rahmen dieser Untersuchung 
nehmen wir die Zahl der Asylbewer-
ber und Migranten in Deutschland als 
Ausgangspunkt. Um ein Gesamtbild 
der Ursachen und Folgen von Mig-
ration zu beschreiben, betrachten wir 
hier Afrika als Ganzes.

Migration findet zu einem großen Teil 
in Afrika selbst statt. Einen vollstän-
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digen Überblick über alle wichtigen 
Migrationsrouten in Afrika gibt eine 
kürzlich erschienene Veröffentlichung 
der Sallux ECPM Foundation mit dem 
Titel „A Holistic overview of migration 
from Africa to the EU“.31 

Die westeuropäische Kolonisierung 
hat in Afrika viel Schaden angerich-
tet, der bis heute nachwirkt. West-
europäische Länder standen hinter 
Sklaverei und Völkermorden in Afrika 
und Deutschland war an diesen Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit 
beteiligt. Dies gilt insbesondere für 
die deutsche Kolonisierung Namibias 
und den Völkermord an den Herero 
und Nama. 

Leider geht diese Politik der Aus-
beutung unter dem Deckmantel von 
EU-Handelsabkommen weiter. Zwar 
wurde ein Teil davon in letzter Zeit ab-
gebaut (z. B. bei den Milchexporten), 
doch andere Formen der Ausbeutung 
bestehen weiter und führen zielge-
richtet zu Migration nach Europa.

Im Juli 2019 unterzeichnete Senegal 
ein fünfjähriges Fische-
reiabkommen mit der 
EU und erhielt dafür 
gerade einmal 1,7 Mil-
lionen Euro. Dies hat 
verheerende Folgen für 
die lokale Wirtschaft 
Senegals und treibt 
Menschen zur Mig-
ration nach Europa.32 
Gleichzeitig verlagert 
die EU ihre Grenzkon-
trollen nach Senegal 
und Mauretanien.33,34 

Das bedeutet, dass das EU-Handels-
abkommen zuerst das Leben von 
Menschen zerstört und die EU dann 
totalitäre Regierungen dafür bezahlt, 
dieselben Menschen von der Flucht 
nach Europa abzuhalten. Das macht 
die Menschen nicht nur zu Objekten 
einer unmenschlichen Politik, sondern 
kommt uns gleichzeitig teuer zu ste-
hen. 

Eine ähnliche Situation ist in den ost-
afrikanischen Ländern entlang des In-
dischen Ozeans zu beobachten. Auch 
dort erlauben EU-Handelsabkommen 
die Überfischung durch Flotten aus 
den EU-Mitgliedstaaten. Gleichzeitig 
überweist die EU Finanzmittel, um 
diese Volkswirtschaften nachhaltiger 
zu machen.35 Die Organisation „Bloom 
Association“ erklärt in einem ausführ-
lichen Bericht, wie mächtige Industrie-
lobbys die EU in dieser Politik beein-
flussen.36 Es zeigt, wie die EU-Politik 
einigen wenigen Interessenvertretern 
zugutekommt auf Kosten der Men-
schen in und außerhalb Europas. 



Ursachen und ihre Folgen 15

Die Idee, afrikanische Regierungen zu 
„kaufen“, um Migration zu stoppen, 
ist nicht nur ethisch fragwürdig, son-
dern funktioniert auch wirtschaftlich 
nicht. Anstatt in das zu investieren, 
was Afrika braucht, und die Schul-
denlast Afrikas zu beenden, bezahlen 
wir Regierungen dafür, dass sie Men-
schen davon abhalten, nach Europa 
zu kommen.37 Statt es mit den Inte-
ressengruppen der Finanzindustrie 
aufzunehmen, geben wir Steuergel-
der für fragwürdige Regierungen aus. 

Die Beispiele Niger und Sudan zeigen, 
dass die Politik der „Auslagerung der 
Grenzkontrolle“ nicht funktioniert. In 
Niger wurde die gewählte Regierung 
vom Militär gestürzt, hauptsächlich 
aufgrund des EU-Abkommens mit 
Niger, das Migration für EU-Gelder 
an das Land stoppen sollte. Dadurch 
wurde die Bevölkerung ihrer Haupt-
einnahmequelle beraubt, nämlich der 
Migration über Niger.38 Im Sudan gab 
der damalige Diktator die EU-Gelder 
aus, um die Rapid Support Forces 
(RSF) 39 weiter zu stärken, die dann 

den aktuellen Bürgerkrieg im Sudan 
begannen.40,41,42 Damit wurde Migra-
tion nicht gestoppt, sondern verstärkt. 

Das Gesamtbild der verschiedenen, 
in sich widersprüchlichen EU-Poli-
tiken in Afrika zeigt ein Muster, bei 
dem die eigentlichen Ursachen von 
Migration aufgrund von kurzfristigen 
wirtschaftlichen Interessen von Groß-
unternehmen und Großkapital nicht 
angegangen werden. Stattdessen 
werden Steuergelder für Strategien 
ausgegeben, die nicht nur Menschen 
zu Objekten machen, sondern häu-
fig wirkungslos sind oder sogar das 
Gegenteil bewirken von dem, was be-
absichtigt war.

Solange wir unsere Wirtschaftsinte-
ressen weiterhin als die kurzfristigen 
Interessen der multinationalen Unter-
nehmen und der Kapitalmärkte defi-
nieren, schaden wir sowohl den Men-
schen in Afrika als auch in Europa. Wir 
brauchen eine andere Richtung, um 
Migration und Flucht nach Europa 
wirklich einzudämmen.

Bündnis C ist in den verschiedensten  Sozialen 
 Medien mit Inhalten vertreten. Diese lassen 
sich in der Regel auf den jeweiligen Platt-
formen über die Such leiste und die Eingabe 
von Bündnis C finden. Hier die Übersicht der 
verschiedenen  Kanäle mit dem dazugehörigen 
Direktlink zu Bündnis C:

Wir würden uns freuen, wenn Sie uns auf 
Ihrem bevorzugten Medium folgen bzw. es 
abonnieren, sodass Sie immer informiert sind. 
Besonders helfen Sie uns, wenn Sie unsere 
Beiträge teilen, weiterverbreiten und einen 
Kommentar hinterlassen.

 https://buendnis-c.de/

  https://t.me/buendnisC

 https://www.facebook.com/buendnisC

 https://twitter.com/buendnisC

 https://www.instagram.com/buendnisC

 https://www.youtube.com/bündnisC

Folgen Sie uns in den Sozialen Medien!

https://buendnis-c.de/
https://t.me/buendnisC
https://www.facebook.com/buendnisC
https://twitter.com/buendnisC
https://www.instagram.com/buendnisC
https://www.youtube.com/bündnisC
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Intermezzo: Politik, die nicht funktioniert

Das Erkaufen von Regierungen, um 
Migration und Flucht nach Europa zu 
stoppen, ist in Afrika gescheitert, aber 
auch mit dem Flüchtlingsdeal mit der 
Türkei. Die Zahl der Flüchtlinge aus 
der Türkei ist in den letzten zwei Jah-
ren eindeutig gestiegen.

Dennoch wird von Experten und poli-
tischen Entscheidungsträgern immer 
wieder gefordert, diese Abkommen 
auszuweiten, obwohl sie sich als kurz-
fristige Lösungen erwiesen haben. Am 
Beispiel des Türkei-Deals sehen wir, 
dass Migranten und Flüchtlinge damit 
maximal ein bis drei Jahre aufgehalten 
werden. Für die meisten bleibt Europa 
das Ziel. Es braucht einfach nur mehr 
Zeit, es zu erreichen.

Ebenso realitätsfern ist die Idee, dass 
wir um ganz Europa herum Mauern 
bauen könnten, um Menschen da-
von abzuhalten, zu uns zu kommen. 
In der Realität ist es selbst an unseren 
Landgrenzen nicht möglich, völlig un-
durchdringliche Mauern zu errichten. 
Selbst wenn wir ein solches Vorhaben 
in Angriff nehmen würden, würde es 
ein Jahrzehnt oder länger dauern, es 
zu realisieren. An der polnisch-weiß-
russischen Grenze sehen wir, dass die 
Menschen dann (oft buchstäblich) 
längere Leitern mitbringen und trotz-
dem über die Grenze oder über Flüs-
se gelangen.43 Grenzzäune sind eine 
kurzfristige Lösung, die Migration 
verzögert aber nicht löst.
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Das gilt erst recht für die Strände Eu-
ropas. Vielleicht ist es an einigen Stel-
len möglich, eine Route physisch zu 
blockieren. Aber es braucht nur grö-
ßere Boote, um diese Blockaden zu 
umgehen, zu einer weiter entfernten 
Küste zu fahren und dort zu landen. 
Die Realität ist, dass wir die Strände 
Europas nicht überall mit Stacheldraht 
versehen können.

Manchmal wird vorgeschlagen, Men-
schen einfach in Flugzeuge zu setzen 
und zurückzuschicken. Das geschieht 
recht häufig, aber im Verhältnis zur 
gesamten Migration und Flucht nach 
Europa mit einer relativ kleinen Anzahl 
von Menschen. Es ist in Fällen mög-
lich, wo ein Herkunftsland identifiziert 
wurde und bereit ist, die Menschen 
zurückzunehmen. Würden Flugzeu-
ge aus Europa irgendwo landen und 
Migranten ohne Erlaubnis des Landes 
absetzen, könnten die Flugzeuge be-
schlagnahmt und die Piloten verhaf-
tet werden. Piloten wären nicht bereit, 
dabei zu kooperieren. Fakt ist, dass 
sich viele Länder weigern, Menschen 
zurückzunehmen, selbst wenn es ei-
nen formalen Rahmen gibt, der dies 
zulässt. Deshalb scheitern Abschie-
bungen in der Mehrheit der Fälle. 

Dies ist auch das Problem bei der von 
der EU angenommenen Vereinbarung 
über eine gemeinsame Asylpolitik ent-
lang der EU-Außengrenzen.44 Selbst 
wenn Menschen de facto in Gewahr-
sam genommen werden, die eindeu-
tig kein Recht auf Asyl haben, müssen 
die meisten nach einem halben Jahr 

in Europa wieder freigelassen werden, 
wenn die EU nicht in der Lage ist, sie 
in ihre Herkunftsländer zurückzuschi-
cken.45 Das Abkommen sieht vor, dass 
Menschen bis zu sechs Monate in-
terniert werden können, danach aber 
in das reguläre Asylverfahren auf-
genommen werden müssen. Zudem 
wird die vorgesehene Kapazität des 
Systems nicht ausreichen.46 Obwohl 
es gut ist, dass die EU-Mitgliedstaa-
ten bei der Bewältigung der Heraus-
forderungen zusammenarbeiten, wird 
dieses Abkommen die Zahl der irre-
gulären Migranten nach Europa kaum 
verringern. 

Alle diese Ansätze haben die Vorstel-
lung gemeinsam, dass wir sofort eine 
Lösung finden könnten, die Menschen 
davon abhält, nach Europa zu kom-
men. Die Konzentration auf kurzfristi-
ge Lösungen schafft eine Illusion von 
Grenzkontrolle, die niemand leisten 
kann. Forderungen nach sofortigen 
Lösungen sind zwar verständlich, es 
stehen in Wirklichkeit aber keine zur 
Verfügung. Die kurzfristigen Maßnah-
men waren kostspielig, haben aber 
nichts gelöst. 

Je eher wir diese Realität akzeptie-
ren, desto eher können wir mit einer 
Politik beginnen, die Flucht und Mi-
gration wirklich reduziert. Die Maß-
nahmen, die wir vorschlagen, können 
relativ schnell umgesetzt werden. Sie 
setzen aber voraus, dass wir unsere 
Diplomatie ändern und die bisherigen 
Strategien, die die Dinge schlimmer 
machen. 
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Unsere Lösungen 

Den Zusammenhang 
sehen 
Wir betonen den Zusammenhang 
zwischen Wirtschafts- und Außen-
politik, Migration und Integration. Sie 
alle bedingen und beeinflussen sich 
gegenseitig.

Mit einem Verständnis von wirtschaft-
lichem Interesse, das „mehr Profit 
jetzt“ bedeutet, wird die Außenpoli-
tik von dieser Prämisse ausgehen. Sie 
wird mit diesem Fokus Extremismus 
unterstützen, der zu wirtschaftlicher 
und ökologischer Zerstörung außer-
halb Europas führt, damit Migration 
erzeugt und Integration erschwert. 
Das ist die aktuelle Realität.

Wir schlagen vor, diesen Zusammen-
hang in positiver Weise zu nutzen. 
Mit einem Wirtschaftsverständnis, 
das auf das Wohlergehen der Bürger 
ausgerichtet ist, haben wir auch eine 
Außenpolitik, die die Menschenwürde 
und Grundfreiheiten achtet. Das wie-
derum schlägt sich in weniger Migra-
tion nieder, ermöglicht eine leichtere 
Integration und vermeidet damit un-
nötige Kosten für die Gesellschaft.

Eine neue Außenpolitik
Diese Punkte wollen wir umsetzen:

1. In Deutschland und der EU als 
müssen die führenden Politiker 
die letztendlichen Ergebnisse ihrer 
Diplomatie berücksichtigen und 
ob das derzeitige und weiter er-
wogene Handeln letztlich zu mehr 
Flucht und Migration beitragen 
wird. Wenn das der Fall sein könn-
te, sollte es offensichtlich sein, 
dass eine solche Politik nicht in 
unserem Interesse ist.

2. Der Grundsatz, keinen Schaden 
anzurichten, muss wichtiger sein 
als (kurzfristige) wirtschaftliche 
Chancen. Das bedeutet keinen Iso-
lationismus, sondern dass wir kei-
ne absehbaren Verletzungen der 
Grundrechte hinnehmen, nur um 
die Gewinne von Unternehmen zu 
steigern. Deshalb müssen politi-
sche und Wirtschaftsverträge, die 
aggressive und expansive Regime 
sowie extremistische Gruppen 
unterstützen, schnellstmöglich ge-
stoppt werden. Aus den Schäden 
der Vergangenheit müssen wir 
lernen und sie aktiv in der Zukunft 
vermeiden. 

3. Statt Regime zu stützen, die Men-
schen und Umwelt schaden, unter-
stützen wir politische Kräfte, die im 
Einklang mit unseren Werten und 
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unter Achtung der Menschenwür-
de handeln und damit in unserem 
eigenen Interesse. 

Als Maßstab für politische Ent-
scheidungen definieren wir hier 
zentrale Grundfreiheiten und 
Werte, die für den Schutz und die 
Achtung der Menschenwürde un-
erlässlich sind:   

 f Gleichwertigkeit, gleiche Wür-
de und Freiheit von Frauen 

 f Religionsfreiheit und die Frei-
heit, die Religion zu wechseln 
(oder die Religion nicht auszu-
üben)

 f Persönliche Entscheidungsfrei-
heit für junge Menschen in Be-
zug auf ihren Lebensstil und 
ihre Zukunft

 f Freiheit für (organisierte) Viel-
falt innerhalb von Gemein-
schaften

 f Leben in demokratischen Struk-
turen mit Meinungsvielfalt und 
multiethnischer Beteiligung  

 f Gleichwertigkeit, Gleichberech-
tigung und gleiche Unterstüt-
zung verschiedener Ethnien 
und Religionsgruppen und Zu-
sammenarbeit zwischen ihnen. 

Die Gefahr von Konflikten und 
Unterdrückung ist weitaus ge-
ringer, wo diese Grundfreiheiten 
außerhalb Europas bestehen. Sie 
sollten der Maßstab sein für Ent-
scheidungsträger in der Außen-
politik über Entwicklungshilfe und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit. 

Länder, Gebiete und Regierun-
gen, die diese Grundfreiheiten 
verwirklichen, müssen bevorzugt 
und unterstützt werden, da sie ein 
menschenwürdiges Leben ermög-
lichen. Dies ist die beste langfris-
tige Garantie für Entwicklung und 
wird zu weniger Migration und 
Flucht nach Europa führen. Wir 
„bringen keine Demokratie“, son-
dern wir unterstützen diejenigen, 
die in die bevorzugte Richtung 
handeln. 

Außerdem liegen die Herausforde-
rungen bei der Integration außer-
europäischer Gemeinschaften in 
Deutschland und Europa genau 
bei diesen Grundfreiheiten. Wo 
sie geachtet werden, sind sie mit 
unseren Grundwerten vereinbar, 
auch wenn die Menschen einen 
anderen kulturellen oder religiösen 
Hintergrund haben. Wir müssen 
keine deutschen Werte definieren 
oder vollständige Assimilierung 
fordern, wenn Immigranten diese 
Grundfreiheiten respektieren und 
verinnerlichen. 

4. Eine Diplomatie der Klarheit und 
des Drucks muss greifen, wenn 
Regierungen außerhalb der EU 
die Menschenwürde verletzen und 
damit Europa schaden. Wenn die 
Türkei Zivilisten in Nordost-Syrien 
bombardiert, schädigt sie die Men-
schen dort und untergräbt damit 
gleichzeitig die Sicherheit Europas 
durch die Gefahr von mehr Flucht 
und Migration. Die Beschwichti-
gungspolitik gegenüber Erdogan 
muss politischem Druck weichen 
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von der EU und der NATO, wie in 
den länderspezifischen Maßnah-
men beschrieben.  

Wenn Länder sich weigern, ihre 
Staatsangehörigen zurückzuneh-
men, sollten wir sie nicht „kau-
fen“, sondern mit Konsequenzen 
die persönlichen und politischen 
Interessen der Führer des Lan-
des treffen. Unser diplomatisches 
Korps und das Außenministerium 
üben keinen Druck aus, wo dies 
notwendig ist, sondern sind da-
rauf geeicht, zu beschwichtigen 
und sich bei korrupten Regimen 
einzukaufen, was am Ende mit 
Steuergeldern bezahlt wird. Das 
dient weder den Bedürfnissen der 
Bürger in Deutschland und Europa 
noch dem Wohlergehen der Men-
schen unter diesen Regierungen. 
Mit ernsthaftem diplomatischem, 
politischem und wirtschaftlichem 
Druck auf repressive Akteure wird 
die Würde der Menschen vertei-
digt. Der Bundestag und das Eu-
ropäische Parlament müssen ihre 
jeweiligen Befugnisse in Bezug auf 
den Haushalt des Außenministe-
riums bzw. des Europäischen Aus-
wärtigen Dienstes (EAD) nutzen, 
um kontraproduktive Zahlungen 
an diese Regime zu beenden.

5. Wir setzen eine konsequente Au-
ßenpolitik durch. Derzeit unter-
stützt unsere Politik das ukraini-
sche Volk in seinem Krieg gegen 
die russische Invasion. Gleichzei-
tig beschwichtigt und unterstützt 
sie das iranische und das türki-
sche Regime, die ebenfalls in ihre 

Nachbarländer eingedrungen sind 
(direkt oder durch Stellvertreter). 
Sie ignoriert das Leid, das durch 
die Unterdrückung dieser Regime 
verursacht wird. Sie fordert einen 
Staat für die Palästinenser, aber 
nicht für die Kurden und andere 
staatenlose Nationen in derselben 
Region. Das ist inkonsequent, be-
handelt Menschen und Ethnien 
willkürlich und ist nicht zu recht-
fertigen. Unsere Außenpolitik 
muss nach konsequenten Strate-
gien handeln, die allen Menschen 
und Volksgruppen dieselbe Würde 
und dieselben Grundfreiheiten zu-
gesteht.  

6. Wir definieren „wirtschaftliches In-
teresse“ in der Außenpolitik neu. 
Die derzeitige Definition setzt 
wirtschaftliches Interesse mit der 
Steigerung kurzfristiger Gewinne 
von großen Unternehmen gleich. 
Die destruktiven Folgen dieses An-
satzes liegen auf der Hand. Wir de-
finieren wirtschaftliches Interesse 
als Steigerung des Wohlstands in 
Übereinstimmung mit dem Index 
der menschlichen Entwicklung“ 47 
und unter Vermeidung zusätz-
licher Kosten für die Gesellschaft. 
Das ist eine international aner-
kannte Definition für einen inte-
grativen und relationalen Ansatz 
in der Wirtschaft, der verhindert, 
dass wir Ressourcen auf Kosten 
der Menschen hier und anderswo 
abbauen oder schädigen. Diese 
Definition zwingt politische Ent-
scheidungsträger, sich nicht von 
kurzfristigen Gewinnen für einige 
Vorstandsvorsitzende und Aktio-
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näre leiten zu lassen, sondern die 
Auswirkungen politischer Maß-
nahmen auf die Menschen und 
deren Umwelt einzukalkulieren 
sowie die schlussendlichen Kosten 
für das eigene Land. Dies wird in 
der Tat zu geringeren unmittel-
baren Gewinnen führen, aber auf 
lange Sicht höhere Kosten für alle 
vermeiden.  

Wir glauben, dass die Kombination 
dieser und der länderspezifischen 
Maßnahmen die Zahl der Flüchtlin-
ge und Migranten, die nach Europa 
kommen, innerhalb von zwei Jahren 
erheblich reduzieren kann, und dass 
die ersten Auswirkungen bereits nach 
einem Jahr sichtbar sein können. Die 
meisten der beschriebenen Maß-
nahmen kosten nicht viel. Klare Bot-
schaften statt Beschwichtigung ver-
ursachen keine zusätzlichen Kosten, 
können aber erhebliche weitere Kos-
ten der bisherigen Politik vermeiden. 
Deshalb stellen wir das Leben und 
nicht das Geld in den Mittelpunkt der 
Außenpolitik.

Schritte zur Umsetzung
Eine neue Außenpolitik ist der pri-
märe Weg, um Migration und Flucht 
nach Europa zu reduzieren. Innerhalb 
Deutschlands und Europas müssen 
jedoch angrenzende Politikfelder die 
notwendigen Veränderungen in der 
Außenpolitik unterstützen und er-
möglichen. 

Verringerung des Einflusses 
des Großkapitals auf die 
Politikgestaltung
Wir trennen die Interessen des Groß-
kapitals von den Interessen der Au-
ßenpolitik. Solange wir zulassen, dass 
Politiker im großen Maßstab vom 
Großkapital gekauft werden, handeln 
wir nicht im Interesse der Bürger, son-
dern multinationaler Unternehmen. 
Wir brauchen eine Gesetzgebung mit 
ernsthaft eingeschränkten Obergren-
zen für die Beträge, die Politiker, Par-
teien und ihnen nahestehende Think-
tanks von privaten Spendern und 
Unternehmen annehmen dürfen. 

Außerdem müssen die Vorstandsvor-
sitzenden der größten Unternehmen 
nicht automatisch an allen Arten des 
nationalen und internationalen Aus-
tauschs beteiligt sein. Eine angemes-
sene Beteiligung der Wirtschaft ist 
notwendig bei politischen Verhand-
lungen, aber er muss mit den langfris-
tigen Interessen der gesamten Gesell-
schaft in Einklang gebracht werden.

Kohärenz in der 
Integrationspolitik  
Die Grundfreiheiten, die in der Außen-
politik Maßstab für Entscheidungen 
sein sollen, können und sollen auch in 
der Integrationspolitik in Deutschland 
und Europa Anwendung finden. Mit 
Blick auf die Freizügigkeit innerhalb 
der EU ist die Debatte um eine Leit-
kultur überholt. Menschen aus ande-
ren Ländern, in denen die Grundfrei-
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heiten vorherrschen, verstehen auch 
unsere Leitkultur und können sich 
integrieren. 

Gleichzeitig müssen wir deutlich ma-
chen, dass diese Grundfreiheiten nicht 
verhandelbar sind und zwingend ak-
zeptiert werden müssen, wenn man 
hier leben will. Derzeit lassen wir zu, 
dass Mädchen und Frauen außereuro-
päischer Herkunft weniger Freiheiten 
haben als Frauen deutscher und euro-
päischer Abstammung. Das kommt 
einer rassistischen Politik gleich, bei 
der man Freiheit je nach ethnischer 
Herkunft bemisst. Außerdem lassen 
wir zu, dass ausländische Akteure 
Macht über Gemeinschaften hier in 
Deutschland und Europa haben. Das 
untergräbt die Integration, lässt Extre-
mismus gedeihen und verstößt gegen 
alle unsere Grundfreiheiten. Wir las-
sen außerdem zu, dass Immigranten 
andere Mitglieder ihrer Gemeinschaf-
ten unter Druck setzen und bedrohen, 
um religiöse und kulturelle Konfor-
mität zu erzwingen. Damit können 
Menschen ihre eigene religiöse Über-
zeugung nicht frei wählen, auch wenn 
sie in Deutschland sind. Schließlich 
erlauben wir Familiensystemen, ihre 
erwachsenen Kinder in einer Weise 
zu kontrollieren, die ihnen die Freiheit 
zu eigenen Lebensentscheidungen 
nimmt. Das zeigt sich vor allem in der 
Praxis der Zwangsverheiratung.

All diese Praktiken verstoßen gegen 
die Menschenwürde und die Freiheit, 
wie wir sie verstehen und wie wir sie 
für uns selbst haben wollen. Indem 
wir dieselben Maßstäbe in der Inte-
grationspolitik anwenden, zwingen 

wir den Menschen nicht unsere Kultur 
auf, sondern wir lassen einfach keine 
Unterdrückung zu. Es steht Immigran-
ten frei, ihre Religion und Kultur bei-
zubehalten, solange sie die Grundfrei-
heiten respektieren, die in Europa für 
alle gelten.

Das bedeutet im Einzelnen:

 f Zwangsheirat muss als Menschen-
handel angesehen und bestraft 
werden.

 f Frauen werden in eigenen Kursen 
über ihre Rechte und Freiheiten 
unterrichtet, wie sie sich gegen 
häusliche Gewalt wehren und da-
raus befreien können.

 f Frauen müssen Zugang zu siche-
ren, bewachten Unterkünften ha-
ben, um vor Bedrohungen durch 
(Ex-)Ehemänner oder Familienmit-
glieder sicher zu sein.

 f Drohungen und Gewaltanwen-
dung mit dem Ziel, eine Partner-
wahl, einen Lebensstil oder eine 
Religion durchzusetzen oder zu 
verweigern, müssen strafrechtlich 
verfolgt und geahndet werden.

 f Ausländischen Regierungen wird 
jede öffentliche Einflussnahme auf 
die in Deutschland lebenden Men-
schen verwehrt.

 f Das Verbot der Scharia ist in der 
Praxis durchzusetzen. 

 f Die Grundfreiheiten werden in un-
serem gesamten Bildungssystem 
verankert und Verstöße dagegen 
geahndet.

Dies ist keine erschöpfende Liste von 
möglichen Maßnahmen. Es sind Min-
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destforderungen, damit Schüler nicht 
ihre Mitschüler und Lehrer terrorisie-
ren, um ihre islamischen Überzeu-
gungen durchzusetzen 48 und Frauen 
nicht Unterdrückung ausgesetzt sind. 
Religionsfreiheit und diese Grundfrei-
heiten dürfen in Europa nicht verhan-
delbar sein. Der starke Anstieg von 
Beratungsbedarf im Zusammenhang 
mit Islamismus ist ein Indiz dafür, dass 
wir Klarheit in der Integrationspolitik 
brauchen.49 

Eine klare Integrationspolitik wird 
gleichzeitig deutliche Signale an die 
Gemeinschaften in den Herkunfts-
ländern senden und den Prozess der 
Akzeptanz der Grundfreiheiten außer-
halb Europas unterstützen. Wir sehen 
die Wechselwirkung zwischen Außen-
politik und Integration in beide Rich-
tungen. 

Mehr Kompetenz in den 
Behörden für auswärtige 
Angelegenheiten
Sowohl auf europäischer als auch 
auf deutscher Ebene sind interne 
Veränderungen in den Institutionen 
erforderlich, die unsere Außenpolitik 
bestimmen. Der standardisierte, von 
kurzfristigen Wirtschaftsinteressen 
geleitete Ansatz muss durch ein tie-
feres Verständnis der Auswirkungen 
im In- und Ausland ersetzt werden 
und braucht eine ressortübergrei-
fende Behandlung. Das bedeutet, 
dass Außenministerium und BAMF 
einen integrierten Ansatz schaffen 
müssen, der die Wechselwirkungen 
zwischen Außenpolitik und Integra-
tion anwendet. 

Beide Behörden müssen Verfolgten 
aufgrund ethnischer Zugehörigkeit 
angemessene Beachtung einräumen, 
z. B.  mit der Einrichtung einer Anlauf-
stelle für staatenlose Ethnien, und das 
Wissen über die Bedeutung ethni-
scher Zugehörigkeiten in auswärtigen 
Angelegenheiten verbessern.50

Schließlich ist die unseriöse Haltung 
unserer Innen- und Außenpolitik 
gegenüber verfolgten Christen nicht 
akzeptabel und eine Diskriminierung 
aufgrund der Religion. Wir setzen eine 
konsequente Politik um, in der der Dis-
kriminierung aufgrund der Religion die 
gleiche Aufmerksamkeit und die glei-
chen Ressourcen zugewiesen werden, 
wie es bei anderen Formen von Diskri-
minierung der Fall ist. Verfolgte Chris-
ten müssen im Ausland unterstützt 
werden und im Inland Asyl bekommen. 
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Länderspezifische Maßnahmen zur 
Reduzierung der Ursachen von Flucht und 
Migration

Wie beschrieben, ist es notwendig, die 
Beschwichtigungspolitik gegenüber 
Regimen zu beenden, die massive 
Migrations- und Fluchtbewegungen 
nach Deutschland verursachen. Das 
ist möglich mit politischem Druck, wo 
diese Regime verwundbar sind. Wir 
beschreiben hier eine Reihe konkre-
ter Maßnahmen gegenüber dem Iran 
und der Türkei, um ihre repressive 
und expansive Innen- und Außenpoli-
tik zu sanktionieren und sie zu einem 
konstruktiven Agieren zu bewegen. 

Iran
Die folgenden Maßnahmen können 
der iranischen Aggression entgegen-
wirken und den Geldfluss an die Re-
volutionsgarden (IRGC) und ihre Mili-
zen im Nahen Osten beenden:

 f Der Iran wird formell zum Förderer 
von Terrorismus und Flüchtlings-
strömen und damit zum strategi-
schen Gegner der EU erklärt. 

 f Deutschland und die EU distanzie-
ren sich offiziell vom Atomabkom-
men mit dem Iran (JCPOA). 

 f Alle Wirtschaftsbeziehungen zum 
Iran werden mit Sanktionen be-
legt.

 f Die von Assad kontrollierten Ge-
biete in Syrien, der von den Houthi 
kontrollierte Jemen und der von 
der Hizbollah beherrschte Südli-
banon werden vom Außenminis-
terium und dem EAD als vom Iran 
dominierte Gebiete behandelt. 

 f Die IRGC werden in Deutschland 
auf die nationale Terrorliste ge-
setzt und auf die EU-Terrorliste.

 f Das Selbstbestimmungsrecht der 
nicht-farsischen Völker Irans wird 
in gleicher Weise wie das der Pa-
lästinenser anerkannt.

 f Die Autonome Verwaltung Nord-
ostsyriens AANES (SDF) wird als 
Partner in die EU-Strategie gegen 
den Iran eingebunden – in Anleh-
nung an die bestehende Partner-
schaft im Kampf gegen den IS. 

 f Zum Schutz vor den Angriffen 
iranisch unterstützter Milizen auf 
Irakisch-Kurdistan und AANES 
werden beide mit Drohnenabwehr-
geräten und anderen Fähigkeiten 
zur Luftabwehr ausgestattet. Da-
mit werden neue Flüchtlingsströ-
me nach Europa verhindert.

 f Die iranische Opposition wird von 
unserem diplomatischen Korps er-
mutigt, sich zu einer gemeinsamen 
Front aus farsischer und nicht-far-
sischer Opposition zusammenzu-
schließen. 
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 f Deutschland und die EU leisten 
Israel umfassende Unterstützung 
gegen Angriffe des Iran.

Türkei
 f Der Status der Türkei in der NATO 
wird neu bewertet und ein Be-
schluss gefasst, dass die Türkei 
keinen Bündnisfall nach Artikel 5 
des NATO-Vertrags reklamieren 
kann, solange sie ihre invasive 
Aggression in der Region und die 
Repression im eigenen Land auf-
rechterhält. Dies steht im Einklang 
mit bestehenden Möglichkeiten 
im Rahmen des NATO-Vertrags.51  

 f Jegliche Rüstungsexporte in die 
Türkei werden gestoppt, solan-
ge Erdogan kurdische Gebiete in 
Nordost-Syrien und dem Irak an-
greift.

 f Es werden Sanktionen gegen die 
Türkei verhängt, solange sie die 
Grenzen zu den Nachbarstaaten 
nicht respektiert und ihre Ein-
mischung in der Region und in 
Deutschland nicht beendet.

 f Die Autonome Verwaltung Nord-
ostsyriens AANES (SDF) wird als 
Partner der EU anerkannt und 
unterstützt beim Aufbau demokra-
tischer Strukturen in Syrien – in An-
lehnung an die bestehende Part-
nerschaft im Kampf gegen den IS. 

 f Wir unterstützen die Kurden in der 
Türkei angesichts ihrer systemati-
schen Diskriminierung.  

 f Wir beenden jede Politik, die die 
Kurden in Deutschland diskrimi-

niert. Deren institutionelle Diskri-
minierung erfolgt auf Wunsch der 
türkischen Regierung, ohne dass 
es dafür Gründe in Deutschland 
gibt. Es ist inakzeptabel, dass dies 
in Deutschland geschehen kann, 
und eine formelle Entschuldigung 
der Regierung gegenüber der kur-
dischen Gemeinschaft ist erforder-
lich.

 f Die PKK wird von der EU-Terror-
liste gestrichen in Umsetzung des 
Urteils des belgischen Obersten 
Gerichtshofs von 2020 zur PKK.52 

 f Die EU-Staaten anerkennen den 
Völkermord an der armenisch-sy-
risch-assyrischen und griechischen 
Bevölkerung nach 1915.   

 f Der Flüchtlingspakt mit der Türkei 
wird überprüft, inwiefern er den 
syrischen Flüchtlingen in der Tür-
kei und längerfristig den europäi-
schen Interessen dient. 

 f Die EU-Beitrittsverhandlungen mit 
der Türkei werden beendet, da die 
Regierung immer weniger bereit 
ist, die Kopenhagener Kriterien zu 
erfüllen. 

Die genannten Maßnahmen (oder 
eine Auswahl davon) können den Iran 
und die Türkei dazu bewegen, ihre 
Politik zu beenden, die die Sicherheit 
in der Region und in der EU unter-
gräbt. Alle politischen Maßnahmen 
zielen darauf ab, die Situation der im 
Nahen Osten lebenden Menschen 
zu verbessern, was die nachhaltigste 
Politik zur Reduzierung von Migra tion 
und Flucht nach Deutschland und 
 Europa ist.
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Wählen Sie Bündnis C – Christen für Deutschland 
bei der Europawahl am 9. Juni 2024, um diesen 
Ideen eine Stimme zu geben!

Wenn Sie unsere Gedanken und Vorschläge zur Wirtschafts- und Au-
ßenpolitik und wie wir damit Migration eindämmen, stichhaltig finden, 
geben Sie uns bei den kommenden Wahlen zum Europäischen Parla-
ment Ihre Stimme. 

Wir vertreten damit einen deutlich unterschiedlichen Ansatz in der De-
batte über Asyl und Migration. Wir kennen keine andere Partei, die diese 
Tatsachen in der Politik anspricht und bereit ist, die Wurzeln von Flucht 
und Migration anzugehen und die Ursachen langfristig einzudämmen. 

Wir werden diese Vorschläge dem Europäischen Parlament unterbreiten 
und unser Möglichstes tun, um die Gesetzgebung zu beeinflussen – da-
mit Menschen in den Herkunftsländern wie in Europa Zukunftschancen 
haben. Wir haben mit Repräsentanz im Europaparlament auch Mög-
lichkeiten, freiheitlich-demokratische Kräfte in den Herkunftsländern zu 
unterstützen.

Mit unserer Wahl ins Europaparlament stärken Sie auch unsere Möglich-
keiten, die Debatte in Deutschland selbst zu beeinflussen, mit diesen 
Gedanken mehr Menschen, Medien und Politiker zu erreichen und einen 
neuen Weg einzu schlagen. 

Bei den Wahlen zum Europäischen Parlament gibt es keine Prozent hürde. 
Bereits mit 0,6 % der Stimmen haben wir einen Sitz im Europaparlament. 
Geben Sie uns Ihre Stimme, damit wir für eine andere  Migrationspolitik 
eine Stimme sein können – für Sie und die Menschen außerhalb Euro-
pas, für die Würde aller und eine friedliche Zukunft. 

Weitere Informationen über Bündnis C – Christen für Deutschland und 
die bevorstehende Europawahl finden Sie unter https://buendnis-c.de/
aktuelles/europawahl2024/

www.buendnis-c.de

Bündnis C – Christen für Deutschland
Bundesgeschäftsstelle
Winterstraße 29 · 76137 Karlsruhe
E-Mail: info@buendnis-c.de
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